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Katja Maurer leitete 18 Jahre 
lang die Öffentlichkeitsarbeit 
von Medico International. 
Heute verantwortet sie die 
Medico-Sprache, das Rund-
schreiben und bloggt regel-
mäßig auf der Medico-Web-
site. Thomas Rudhof-Seibert 
ist Philosoph und Autor und in 
der Öffentlichkeitsarbeit von 
Medico International zustän-
dig für Südasien und Referent 
für Menschenrechte, außer-
dem Vorstandssprecher des 
Instituts Solidarische Mo-
derne. www.thomasseibert.de 
Das Gespräch führte Sigrun 
Matthiesen.

Hilfe als vorweggenommene 
Umverteilung ist ein 
emanzipatorisches Projekt
Ein Gespräch mit Katja Maurer und Thomas Rudhof-Seibert von der Hilfs- und Menschenrechts- 
organisation Medico International

Was sind die Wurzeln von Medico 
International? Was ist von der 
ursprünglichen Intention erhal-
ten geblieben?
KM: 1968 haben die ersten freiwil-
ligen Studierenden und Mitarbei-
ter:innen des Gesundheitswesens 
angesichts der Katastrophenbilder 
aus Biafra begonnen, bei Ärzten 
abgelaufene Medikamente zu sam- 
meln und fuhren sie im Kranken-
wagen mit Blaulicht zum Flugha-
fen, um die Dringlichkeit noch  
zu unterstreichen, obwohl der Ab- 
flugtermin feststand. Wie so 
häufig ist dies eine naheliegende 
Form der Hilfe, die leider selten 
hilft. Medico verschickte zum Teil 
abgelaufene Medikamente mit 
deutschen Beipackzetteln nach 
Afrika. Weder konnten die Em- 
pfänger:innen das lesen, noch gab 
es Personal, sie fachgerecht zu 
verteilen. Diese Hilfe schadete mehr, 
als sie nutzte. Daraus lernte man 
immerhin, dass es nicht reicht, den 
Überfluss zu teilen.
TRS: Ab den 80er Jahren definiert 
sich Medico selbst als Hilfsorgani-

sation an der Seite der Befreiungs-
bewegungen. Von da an steht  
die ganz konkrete Arbeit in diesem 
politischen Kontext. Diese Phase 
ging bis Anfang der 90er Jahre und 
endete, trotz der erreichten 
Erfolge, auch weithin mit einem 
Scheitern – wir haben nicht 
erreicht, was wir erreichen wollten. 
Nach einer Übergangszeit, für die 
wesentlich die Kampagne für das 
Verbot von Landminen steht, kam 
eine lange Phase, in der wir immer 
noch sind. Da hat Medico sich ver- 
standen, im besten Sinn des Wortes, 
als eine globalisierungskritische 
Hilfs- und Menschenrechtskoope-
ration. Immer mit Blick auf eine 
globale kritische Öffentlichkeit. Wo- 
bei es sein kann, dass wir uns jetzt 
aus diesem Raum rausbewegen und 
in eine sehr ungewisse und pessi-
mistische Phase eintreten. Eine 
Kontinuität besteht im kritischen 
Verhältnis zur eigenen Arbeit, zur 
eigenen Geschichte, zu politischen 
Zusammenhängen.
KM: Kurz nachdem ich bei Medico 
angefangen habe, gab es in Mittel-

amerika eine schwere Naturkatast-
rophe, die u.a. in Nicaragua schwere 
Schäden angerichtet hatte. Nicara-
gua war damals ein Schwerpunkt-
land von Medico im Sinne der von 
Thomas beschriebenen Befreiungs-
hilfe. Wir hatten einen Kollegen  
vor Ort und konnten Nothilfe leisten. 
Ich war für die Öffentlichkeitsar-
beit zuständig und wir erhielten sehr 
viele Spenden aus dem Umfeld  
von Menschen, die einst der Mittel- 
amerika-Solidaritätsbewegung 
angehörten. Ich war damals sehr 
überrascht, wie kritisch Medico  
die gesamte – auch die eigene – Ar-
beit in Nicaragua reflektiert und 
aufgearbeitet hat.

Diese Verbindung von Nothilfe  
mit politischen Projekten ist doch 
eigentlich merkwürdig. Ihr 
kommt, wenn andere Dinge nicht 
geklappt haben. Kann man aus 
solch einer Situation Politik im 
Sinne von Gestaltung betreiben 
oder nur retten, was zu retten ist?
KM: In Nicaragua ist es uns in 
einem konkreten Projekt gelungen. 

Bauern waren durch einen Hang- 
abrutsch gezwungen, ihr Dorf auf- 
zugeben, daraufhin hatten sie 
illegal Land besetz. Wir unterstütz-
ten sie darin und erhielten sogar 
öffentliche Gelder, die wir aller-
dings hätten zurückzahlen müssen, 
wenn sie nicht am Ende offizielle 
Landtitel erhalten hätten. Das Dorf 
gibt es immer noch, es nutzt die 
Traktoren, die wir vor 25 Jahren 
bereits gebraucht gekauft haben, 
und beliefert mittlerweile den 
internationalen Markt mit Kürbis-
sen. Es hat sich sehr langsam, dafür 
aber nachhaltig entfaltet, während 
Nicaragua sich neoliberal extrem 
modernisiert hat, aber eine sandi-
nistische Diktatur erlebt, die der 
Somozas immer ähnlicher wird. 
TRS: Das erste Mal, dass wir groß- 
flächig in Nothilfe eingestiegen 
sind, war nach der Tsunami-Kata- 
strophe 2005. Da haben wir uns 
schnell auf Sri Lanka konzentriert, 
und das war zuerst reine Nothilfe. 
Aber wir haben sehr bald gesehen, 
dass die Notsituation inmitten des 
seit 40 Jahren virulenten ethni-
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ODA

Official Development Assistance, 
kurz ODA, oder öffentliche Ent-
wicklungshilfe, erfasst Leistungen 
staatlicher Stellen an Entwick-
lungsländer oder deren Staats-
angehörige und multilaterale In-
stitutionen zur Förderung der 
wirtschaftlichen und sozialen Ent-
wicklung dieser Länder, die nach 
Definition des Development Assis-
tance Committee (DAC) der OECD 
ein Zuschusselement von mindes-
tens 25 Prozent enthalten müssen. 
An welche Länder ODA geleistet 
werden kann, legt ebenfalls das 
DAC nach Berechnung des Brut-
tonationaleinkommens (BNE) pro 
Kopf fest. Das DAC legt alle drei 
Jahre eine aktualisierte Liste der 
Entwicklungsländer auf dieser Ba-
sis vor. 

Leistungen können hier Geld- 
und Warentransfers, aber auch 
Schuldenerleichterungen sein, die 
jährlich von der OECD erfasst wer-
den. Auch Leistungen an Staatsan-
gehörige wie beispielsweise Studi-
enplatzkosten für Studierende aus 
Entwicklungsländern und Zahlun-
gen für in den Geberländern an-
kommende Geflüchtete, entwick-
lungsländerspezifische Forschung 
und Zahlungen an multilaterale 
Entwicklungsbanken werden als 
ODA erfasst. 

Im Jahr 2020 machten die Zah-
lungen der öffentlichen Ent-
wicklungshilfe nach vorläufigen 
Angaben 0,73 Prozent des Brut-
tonationaleinkommens Deutsch-
lands (ODA-Quote) aus, insgesamt 
28,41 Milliarden US-Dollar. Damit 
würde Deutschland nach 2016 das 
von den Industrienationen ausge-
gebene Ziel von 0,7 Prozent zum 
ersten Mal wieder erreichen und 
ist nach den USA der zweitgrößte 
ODA-Geber, die mit 35,48 Milliar-
den US-Dollar jedoch nur 0,17 Pro-
zent ihres BNE in die öffentliche 
Entwicklungszusammenarbeit 
stecken. Die ODA-Quote verbleibt 
global auf einem niedrigen Niveau 
von 0,32 Prozent. Luxemburg, Nor-
wegen und Schweden sind die ein-
zigen Geberländer, die mehr als ein 
Prozent ihres BNE für die ODA auf-
wenden. as 

schen Konflikts stattfand. Wir 
haben unsere Aktivitäten dann 
bereits in der Nothilfesituation  
hin zu politischer Arbeit gedreht 
mit Bezug auf den bewaffneten 
Konflikt zwischen dem Staat, der 
Mehrheitsgesellschaft und den 
ethnischen und religiösen Minder-
heiten. Wir haben mit Leuten 
zusammengearbeitet, die offensiv 
so etwas wie eine dritte, menschen-
rechtsbegründete Position vertre-
ten haben. Das haben wir über 
Jahre unterstützt und mit ihnen 
zuletzt verloren: Das Regime, 
zwischenzeitlich abgewählt, ist 
zurück. Zwischenzeitlich gab  
es Erfolge, kurze Zeitfenster der 
Hoffnung, die dritte Position  
war zeitweise stark. Jetzt arbeiten 
wir wieder mit den Leuten zusam-
men, die aus einer guten Position 
heraus fragen, wie man weiter für 
Demokratisierung kämpfen kann. 
Das ist aus der Nothilfe und ihrer 
kritischen Evaluierung entstanden. 
Soll Nothilfe gelingen, kommt man 
an den politischen Bedingungen, an 
der Frage der Demokratie nicht 
vorbei.
KM: Nothilfe erklärt sich selbst 
gern als neutrale, unpolitische 
Hilfe. Das haben wir auf einer Kon- 
ferenz 2003 bereits in Frage 
gestellt und mit vielen Hilfsorga- 
nisationen kritisch diskutiert.  
Mit dem vermeintlichen Ende der 
Geschichte schien es nur noch  
den Kapitalismus zu geben und 
seinen Reparaturbetrieb, wozu die 
internationale Hilfe gehört. Medico 
blieb bei dem Ansatz, dass Men-
schen in der Not ein Recht auf Hilfe 
haben, dass aber die Not vielfach 
strukturelle Ursachen hat und nur 
durch Umverteilung behoben 
werden kann. Hilfe als vorwegge-
nommene Umverteilung ist ein 
nach wie vor emanzipatorisches 
Projekt. 

Das ist euer Ansatz: Hilfe verteidi-
gen, kritisieren und überwinden. 
Aber ihr könntet euch ja auch 
entscheiden, aus dieser prakti-
schen Hilfe ganz auszusteigen und 
dezidiert politische Arbeit zum 
alleinigen Geschäftsfeld machen.
KM: Medico verfügt weltweit über 
ein entwickeltes Netzwerk aus 
Partner:innen, mit denen wir einen 
politischen Austausch haben. 
Konkrete Arbeiten und Bedarfe 
kommen von ihnen und nicht  
von uns. Die Entscheidung, dass 
Medico nach dem Ende der Befrei-
ungshilfe, die sich auf eine eigene 
Solidaritätsbewegung in Deutsch-
land stützen konnte, stärker in die 
Nothilfe geht und damit auch in 
Ländern arbeitet, in denen es keine 
direkten Partnerkontakte gibt,  
war nicht unumstritten. Aus guten 
Gründen gab es Bedenken, dass 
solche Hilfen eher von Geberinter-
essen geprägt als sinnvolle eman- 
zipatorische Hilfen sind. Wir waren 
vor dem Erdbeben 2010 beispiels-
weise nicht in Haiti. Gemeinsam mit 
dem Partnernetzwerk, das dann 
entstand, war unsere Hauptaufga- 
be, Zeugnis über die Ursachen der 
Krise in Haiti abzulegen. Und genau 
das ist die Erzählung bis heute:  
Das große, verschwiegene postkolo-
niale Drama, das den Kern des  
Weltunrechts enthüllt.
TRS: Was macht man jetzt mit Af- 
ghanistan zum Beispiel? Das wird 
vermutlich die gegenwärtig größte 
humanitäre Katastrophe werden. 
90 Prozent der Menschen dort sind 
Hunger und Kälte ausgesetzt, 
haben keine medizinische Versor-

gung, Geld- und Güterverkehr sind 
zusammengebrochen. Gleichzeitig 
gibt es die politische Katastrophe, 
die Rückkehr der Taliban an die 
Macht. Nothilfe kann da kaum ver- 
weigert werden – und wird de  
facto, das wird nicht zu vermeiden 
sein, zur Anerkennung des Regimes 
führen. Man muss mit den Taliban 
reden, sich mit ihnen arrangieren. 
Deswegen würden wir sagen, dass 
Nothilfe nur geleistet werden darf, 
wenn man zugleich an den politi-
schen Forderungen der Demokra-
tiebewegung festhält: Es braucht 
eine multiethnische Übergangs- 
regierung und eine föderale Neu- 
ordnung Afghanistans auf der 
Grundlage des Menschenrechts.  
Die Mitarbeiter:innen unserer 
Partnerorganisation sind mit ihren 
Angehörigen auf abenteuerlichem 
Weg nach Pakistan und von dort 
jetzt gerade nach Kanada geflohen. 
Wir haben mit ihnen jetzt schon 
vereinbart, dass sie aus dem Exil 
eine Recherchearbeit zur Men-
schenrechtssituation in Afghanis-
tan machen werden. Man kann  
und sollte Hilfe in Bezug auf ihren 
politischen Kontext leisten. 
Weniger einfach ist das nicht zu 
haben.

Auch ihr habt rote Linien. Wie 
definiert Ihr die?
KM: Eine rote Linie befindet sich 
dort, wo Hilfe offenkundig in eine 
Kriegshandlung eingebettet ist  
wie bei der Invasion im Irak 2003. 
Ansonsten würde ich es lieber 
positiv formulieren: Solange es 
möglich ist, eine politische, also 
emanzipatorische Hilfe zu leisten, 
die Fenster öffnet und nicht nur 
sich selbst reproduziert, ist es rich- 
tig, es zu probieren. Denken wir  
an Antonio Machado: Caminante, 
no hay camino, se hace el camino  
al andar. Wanderer, der Weg 
entsteht beim Gehen.
TRS: Das allererste Mal, dass wir  
in solch eine Konfliktsituation 
geraten sind, war in den 80er Jah- 
ren, als klar wurde, dass in den 
Lagern der namibischen Befrei-
ungsbewegung SWAPO systema-
tisch gefoltert wurde. Daraufhin 
haben wir öffentlich unsere Unter- 
stützung eingestellt und auch 
andere dazu aufgerufen. Damals  
ist die gesamte Solidaritätsbewe-
gung über uns hergefallen. Aber es 
war richtig, diese rote Linie zu 
setzen. Wir hatten hier eine Men- 
schenrechtsaktivistin aus Sri 
Lanka bei einer Konferenz, die deut- 
lich gemacht hat, dass Menschen 
das Recht haben, in den Widerstand 
zu treten, wenn Menschenrechte 
verletzt werden. Und dass es das 
Recht der Unterdrückten ist,  
aus ihrer Perspektive über die Form 
und die Weise des Widerstands  
zu entscheiden. Als ihr vorgeworfen 
wurde, damit auch zu akzeptieren, 
dass Gewalt mit Gewalt beantwortet 
wird, hat sie einerseits auf  
dem Recht bestanden, die Form des 
eigenen Widerstands selbst zu 
entscheiden und andererseits deut- 
lich gemacht, stets Menschen-
rechtsverletzungen aller Seiten zu 
kritisieren: Auch das ist einfacher 
nicht zu haben. 

Ihr stellt also im Zweifelsfall die 
Nothilfe ein, ohne aufzuhören, den 
politischen Konflikt zu benennen 
– quasi das umgekehrte Prinzip 
der offiziellen Entwicklungshilfe. 
Worin bestand eurer Meinung 
nach deren grundlegende Fehl-
konstruktion?

TRS: Schon der begriffliche Ansatz 
»Entwicklungshilfe« war im 
Grunde falsch. Weil er die Verhält-
nisse in einem Teil der Welt zum 
Maßstab genommen hat, um eine 
»unterentwickelte« Welt auszu- 
machen, die sich auf das Niveau der 
entwickelten Länder heben sollte. 
Dieser Ansatz blendet aus, dass der 
Zustand der Welt das Ergebnis von 
Kolonialismus und Kapitalismus als 
einem Weltverhältnis ist. Dagegen 
haben wir den Begriff »Befreiungs-
hilfe« gesetzt. Denn was wir suchen, 
sind emanzipatorische Prozesse,  
an die man anknüpfen kann. Die be-
ginnen in der Notsituation, in der 
Sorge um das unmittelbare Überle-
ben. Sie gehen dann weiter zu der 
Frage, wie man gesellschaftliches 
Leben organisieren und reprodu- 
zieren, aus der Armut kommen, 
gesunde Lebensverhältnisse eta- 
blieren kann. Und stellt alles in  
die Perspektive eines emanzipato-
rischen Prozesses. Wir kritisieren 
also schon den Begriff Entwick-
lungshilfe und haben uns trotz- 
dem pragmatisch in ihren Kontext 
gestellt. Die Ministerien, mit  
denen wir am engsten zusammen-
arbeiten, sind das Entwicklungs- 
hilfeministerium BMZ und das 
Auswärtige Amt.
KM: Vor den Koalitionsverhand-
lungen ging es um die Frage, ob man 
das BMZ auflösen soll. Thomas 
Gebauer, der frühere Geschäftsfüh-
rer von Medico, hat vorgeschlagen, 
es nicht abzuschaffen, sondern in 
Ministerium für globale Gerechtig-
keit umzubenennen. Das wäre 
richtig. Interessanterweise gerieten 
die CSU-Entwicklungsminister, 
auch der letzte, oft in den Konflikt 
zwischen Politik und ihrer christ- 
lichen Haltung und wurden häufi-
ger so radikaler, als man es hätte 
erwarten können. Während das 
Auswärtige Amt immer unter dem 
Vorbehalt der deutschen Interes-
sen agiert. Man muss den einen 
kapitalistischen Entwicklungsbe-
griff in die Tonne werfen und  
den anderen, der globale Gerechtig-
keit meint, behalten.

Aber all das in einer Situation, da 
der hochentwickelte Kapitalismus 
weltweit herrscht, welche Spiel-
räume gibt es da? Ein Ministerium 
für globale Gerechtigkeit ist doch 
in dem Rahmen gar nicht vorstell-
bar.
TRS: Ja, scheint so: Das Negative 
verbirgt sich im Moment nicht 
schlecht. Weltsozialpolitik, dieser 
Begriff knüpft ja an Sozialpolitik 
als etwas Vertrautes an, stellt sie 
aber in die globale Dimension. Im 
Katalog der Menschenrechte gibt 
es einen letzten Paragrafen, der die 
Herstellung einer sozialen und 
politischen Weltordnung verlangt, 
in der die Menschenrechte »voll 
verwirklicht« werden können. Das 
zwingt uns, den Kapitalismus  
zu transzendieren, weil es unter 
kapitalistischen Verhältnissen 
niemals zu realisieren ist. Zugleich 
definiert dieser Satz den Anknüp-
fungspunkt innerhalb des Bestehen- 
den. Die Adressat:innen von Welt- 
sozialpolitik sind Inhaber:innen 
von Rechten, keine Menschen, an 
die Hilfsgüter verteilt werden. 
»Voll« zu verwirklichende Rechte 
zu haben, führt auch über Politiken 
der Commons hinaus, die prinzi- 
piell den Nachteil haben, ihre Em- 
pfänger:innen an die jeweilige 
Community auszuliefern. Während 
Weltsozialpolitik sich an Menschen 
richtet, die ein Recht auf etwas 

haben, völlig ungeachtet dessen, 
was sie tun. Rechte bekommt man 
unabhängig von Pflichten. Das 
versuchen wir in dem Begriff Welt- 
sozialpolitik zu verdichten. Das 
kann man in bürgerlich-kapitalisti-
schen Verhältnissen anerkannt 
äußern, aber der Kapitalismus kann 
es nicht einlösen. 

Welche Verheerungen richten 
denn NGOs an, wenn sie sich damit 
nicht ausreichend auseinander-
setzen? Hat es sich verschärft, 
dass sie gleichzeitig Teil des Pro- 
blems werden? 
KM: Achille Mbembe, Historiker 
und Politikwissenschaftler aus 
Kamerun, hat auf der Konferenz 
zur (Re-)Konstruktion der Welt 
Anfang 2021 erklärt, das kapitalis-
tische Entwicklungsmodell er- 
richte zwangsläufig immer mehr 
fernverwaltete No-go-Zonen  
wie die Flüchtlingslager oder auch 
Haiti. In einem Flüchtlingslager 
kann man sich eigentlich nicht am 
Management der Flucht beteiligen. 
Das widerspricht jeder Idee von 
Menschenrechten. Es ist nicht um- 
sonst so, dass dort zunehmend 
evangelikale Hilfsorganisationen 
das Sagen haben, auf die sich  
selbst die UN-Verwaltung stützt.  
Im Einzelfall machen sie keine 
schlechte Arbeit, aber sie haben 
eine fundamentalistische christ- 
liche Mission. Ich halte das für 
extrem gefährlich, weil dies eine 
reaktionäre Form der Hilfe ist.  
Sie dringt in die Eingeweide des 
Flüchtlingslagers oder in die 
letzten noch verbliebenen Reste 
einer autonomen haitianischen 
Gesellschaft ein, um Selbstbefrei-
ungsmöglichkeiten zu vernichten. 

Aber was ist, wenn niemand 
anderes mehr da ist? War dieses 
Dilemma der Ausgangspunkt 
dieser Konferenz?
TRS: Wir planen jetzt eine vierte 
große Konferenz als weitere Chance, 
unsere Arbeit im Austausch mit  
der Wissenschaft zu reflektieren. 
Das liegt an den Ungewissheiten,  
auf die wir ja auch in diesem Ge- 
spräch immer wieder kommen. 
Historisch eindeutig blamiert hat 
sich die Idee des nationalen 
Staates: Er war und ist eine große 
weltgeschichtliche Katastrophe.  
Ist ihm gegenüber die Idee der kom-
munitären Selbstorganisation 
unausweichlich, muss doch gesehen 
werden, dass auch sie ihre Tücken 
hat, weil sie allein uns in vormoder- 
ne Verhältnisse zurücktransfor-
mieren würde. In einer Dialektik 
mit geradezu schizophrenen  
Zügen halten wir deshalb an der 
seit 1949 institutionalisierten  
Idee der Vereinten Nationen fest. 
Dabei geht es um eine globale 
politische Organisation, die an 
Rechte gebunden ist und einen 
permanenten politischen Diskurs 
führt. Sehr viele der Probleme,  
die wir haben, ließen sich als lösbar 
denken, könnte man sagen, es gibt 
eine Institution namens Vereinte 
Nationen, die diesen Namen zu 
Recht trägt. Formell gesehen wäre 
sie das Rechtssubjekt auch einer 
Weltsozialpolitik. Klingt das heute 
wie eine nackte Utopie, ist es im 
besten Sinne des Wortes doch eine 
Realutopie. Die Vorstellung von 
dem, was zu tun wäre, ist nicht nur 
in den Köpfen, es gibt auch eine 
Organisation dafür, die muss nicht 
erst erfunden werden. Und das 
vermittelnde Glied wäre das, was 
wir globale Öffentlichkeit nennen.
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